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Kreis Lippe 
 
242 Auflegung der Vorschlagsliste des Kreises 

Lippe für die Schöffinnen und Schöffen für die 
Jugendkammern und Jugendschöffengerichte 
in Detmold und Lemgo für die Geschäftsjahre 
2014 - 2018 

 
Gem. § 35 Abs. 3 Jugendgerichtsgesetz (JGG) wird hiermit 
öffentlich bekannt gegeben, dass die Vorschlagsliste über 
die auf die Amtsgerichte des Landgerichtsbezirks Detmold 
entfallenen Schöffinnen und Schöffen für die Jugendkam-
mern und Jugendschöffengerichte in Detmold und Lemgo 
für die Geschäftsjahre 2014 bis 2018– aufgestellt durch 
Beschluss des Jugendhilfeausschusses des Kreises Lippe 
am 16. Mai 2013 – in der Zeit vom 
 

20. Juni bis 28. Juni 2013 
 
während der Dienststunden von 08.00 bis 16.00 Uhr im 
BürgerService des Kreises Lippe, Felix-Fechenbach-Str.5, 
Detmold, Kreishaus, Ebene 3, zur Einsicht ausliegt. 
 
Einsprüche gegen die Vorschlagsliste können gem. § 37 
Gerichts-Verfassungsgesetz (GVG) innerhalb einer Frist 
von einer Woche, gerechnet vom Ende der Auslegungszeit, 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden. 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Fachbereich Jugend, Familie, Soziales 
und Bildung 
 
 
gez. 
Kuhlmann-Engel 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2013 
 
 
 
243 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung 
 
Frau Gabriele Grund-Zander ist am 24.05.2013 unter dem 
Aktenzeichen 2.5.V.02.02.00-Ko-GZ  eine Ordnungsverfü-
gung erlassen worden. 
 
Die Ordnungsverfügung konnte nicht zugestellt werden, da 
die Betroffene unbekannt verzogen ist oder ihre Erreich-
barkeit nicht hergestellt ist. 
 
Gemäß  § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW 
(GV. NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die 
Verfügung durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
Sie gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage dieser Be-
kanntmachung mehr als zwei Wochen vergangen sind. Mit 
der Zustellung beginnt die Klagefrist, nach deren Ablauf 
Rechtsmittel grundsätzlich nicht mehr möglich sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Betroffene kann die Ordnungsverfügung beim Kreis 
Lippe, Fachgebiet Veterinärangelegenheiten, Lebensmit-
telüberwachung, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 228 während der üblichen Dienstzeiten in Empfang 
nehmen. 
 
Detmold, den 24.05.2013 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Veterinärangelegenheiten, Lebensmittelüberwachung 
Im Auftrag 
gez. 
 
 
Schliemann 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
244 Aufhebungssatzung vom 28.05.2013 zur Sat-

zung der Stadt Bad Salzuflen zur vorgezoge-
nen Dichtheitsprüfung von privaten Abwasser-
leitungen in Wasserschutzgebieten vom 
16.12.2010 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 S. 2 lit. f) der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 18.09.2012 (GV.NRW. 2009, S. 436) und 
der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585) hat der Rat der Stadt 
Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 22.05.2013 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Satzung der Stadt Bad Salzuflen zur vorgezogenen 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen in Was-
serschutzgebieten vom 16.12.2010 wird aufgehoben. 
 

§ 2 
 
Die Aufhebungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 28.05.2013 
 
gez. 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
"Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mungen oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
 
 
 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen." 
 
Bad Salzuflen, den 28.05.2013 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2013 
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Stadt Barntrup 
 
245 Bekanntmachung der Haushaltssatzung der 

Stadt Barntrup für das Haushaltsjahr 2013 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Barntrup für das Haus- 

haltsjahr 2013 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zurzeit geltenden 
Fassung, hat der Rat der Stadt Barntrup am 30.04.2013 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendige Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird  
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 15.970.220,00 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf20.295.277,00 € 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit 14.287.810,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit 17.565.490,00 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätig-
keit auf 1.448.500,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstä-
tigkeit auf 2.452.900,00 € 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf 2.271.050,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf 2.040.050,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2013 erforderlich ist, wird auf  
 

1.004.400,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf  1.159.288,88 € 
und 
die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf 3.165.768,12 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2013 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf  
 

6.000.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2013 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grund-
steuer A) 209 v.H. 
 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 413 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer: 

auf 411 v.H. 
 
Bemerkung: Die Steuersätze für die Gemeindesteuern 
wurden in einer Hebesatzsatzung am 14.12.2012 vom Rat 
der Stadt Barntrup verabschiedet. Insofern hat die Angabe 
in der Haushaltssatzung deklaratorische Bedeutung.  
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen sowie Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie im Einzelfall mehr als 15.000,00 € betragen. 
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 10.000,00 € überschreiten, davon ausge-
nommen sind die internen Leistungsverrechnungen und 
bilanzielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresab-
schlusses.  
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben, die im Zusammenhang mit der Umsetzung des 
NKF sowie finanzneutrale Mittelumschichtungen zwischen 
den Organisationsbereichen, die bei Strukturänderungen 
der Verwaltung und im Bereich der Personalwirtschaft er-
forderlich werden. Unerheblich sind ebenso alle über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, die 
aus finanzstatistischen Gründen für die finanzneutrale 
Änderung von Sachkonten erforderlich werden. 
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Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzuse-
hen, wenn sie im Einzelfall mehr als 10.000,00 € betragen.   
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 5.000,00 € betragen.  
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis zu 
bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 2.500,00 €. 
 

§ 8 
 

Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Absatz 
1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Produkte/Produktleistungen, mit Ausnahme  
 
- der Verfügungsmittel  
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z.B. bilanzielle  
  Abschreibungen, interne Leistungsverrechnungen etc.) 
- der Personalaufwendungen und -auszahlungen 
- der Unterhaltungs- und Bewirtschaftungsaufwendungen  
  und -auszahlungen 
 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO beste-
hen. Das Gleiche gilt für Ein- und Auszahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit. Die Personalaufwendungen 
und –auszahlungen sowie die Unterhaltungs- und Bewirt-
schaftungsaufwendungen und -auszahlungen werden für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlungen / Auszah-
lungen innerhalb der kostenrechnenden Einrichtungen 
werden zu jeweils gesonderten Budgets verbunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summen der Erträge und 
die Summen der Aufwendungen für die Haushaltsführung 
verbindlich.  
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil 
des Finanzplanes gelten die Veranschlagungen auf den  
„Produkt- und Auftragssachkonten“. 
 

§ 9 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, zunächst nicht festgesetzt. Grund-
sätzlich werden alle Investitionsmaßnahmen ausgewiesen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 10 

 
Stellenplan 

 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: 
Die Stelle entfällt beim Ausscheiden des Stelleninhabers. 
 
ku.-Vermerk: 
Die Stelle ist nach Ausscheiden des Stelleninhabers um-
zuwandeln. 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Barntrup mit 
ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit Anlagen ist gemäß § 80 Absatz 5 
GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 13.05.2013 
angezeigt worden. Die nach § 75 Absatz 4 GO NRW erfor-
derliche Genehmigung der Verringerung der allgemeinen 
Rücklage ist vom Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Verfügung vom 21.05.2013 erteilt wor-
den. 
 
Der Haushaltsplan liegt während der allgemeinen Öff-
nungszeiten (montags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 
14.00 Uhr – 17.00 Uhr, dienstags – donnerstags von 7.30 
Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 15.30 Uhr, freitags 
von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) zur Einsichtnahme im Rathaus, 
Finanzabteilung, Mittelstraße 38, Zimmer Nr. 13, 32683 
Barntrup, öffentlich aus und ist unter der Adresse 
www.barntrup.de im Internet verfügbar. Die Möglichkeit der 
Einsichtnahme besteht bis zur Verabschiedung des folgen-
den Haushaltsplanes (§ 80 Abs. 6 i.V.m. § 96 Abs. 2 GO 
NRW). 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor- 
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 
 
Barntrup, 27.05.2013 
 
 
Bürgermeister 
(Dahle)  

Kr.Bl.Lippe 10.06.2013 
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Gemeinde Extertal 
 
246 Auflegung der Vorschlagsliste für die Wahl der 

Schöffinnen und Schöffen für die Strafkam-
mern des Landgerichts Detmold und für die 
gemeinsamen Schöffengerichte im Landge-
richtsbezirk Detmold für die Geschäftsjahre 
2014 – 2018 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
23.05.2013 die Vorschlagsliste für die Wahl der Schöffin-
nen und Schöffen für die Strafkammern des Landgerichts 
Detmold und für die gemeinsamen Schöffengerichte im 
Landgerichtsbezirk Detmold für die Geschäftsjahre 2014 – 
2018 gem. §§ 36 Abs. 3 und 77 Abs. 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes (GVG) in der zurzeit gültigen Fassung auf-
gestellt. 
 
Die Vorschlagsliste liegt in der Zeit vom 17. Juni 2013 bis 
einschl. 24. Juni 2013 im Rathaus eins der Gemeinde Ex-
tertal, Zimmer 02, Mittelstr. 33, 32699 Extertal, während 
der Dienststunden zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich 
aus. 
 
Gegen die Vorschlagsliste kann gem. § 37 GVG innerhalb 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, 
schriftlich oder zu Protokoll mit der Begründung Einspruch 
erhoben werden, dass in die Vorschlagsliste Personen auf-
genommen sind, die nach §§ 33 und 34 GVG nicht aufge-
nommen werden sollten. 
 
Der Einspruch ist schriftlich oder durch mündliche Erklä-
rung zur Niederschrift im Rathaus eins, Zimmer 02, Mit-
telstr. 33, 32699 Extertal, einzulegen. 
 
Extertal, den 03. Juni 2013 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Kortemeier 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
247 Versteigerung von Fundsachen 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass am Freitag, den 28. Juni  
2013 ab 15.00 Uhr, auf dem Hof der Städtischen Betriebe 
Lemgo, Am Bauhof 17, 32657 Lemgo, Fundfahrräder und 
diverse weitere Gegenstände versteigert werden. Die Ge-
genstände können ab 14.00 Uhr besichtigt werden. 
 
Empfangsberechtigten (Verlierer der Fundsachen) wird 
hiermit Gelegenheit gegeben, ihre Rechte bis zum Verstei-
gerungstermin beim Bürgerbüro der Alten Hansestadt 
Lemgo im Ballhaus (Tel.: 05261/213115) anzumelden. 
 
Lemgo, den 07.06.2013 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2013 
 
 
 
248 Aufstellung des Sachlichen Teilflächennut-

zungsplanes „Windkraft“ Frühzeitige Beteili-
gung der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonst. Träger öffentlicher Belange 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Stadt 
Lemgo hat am 04.06.2013 in öffentlicher Sitzung folgenden 
Beschluss gefasst: 
„Der Ausschuss beschließt, für den Entwurf des Sachlichen 
Teilflächennutzungsplanes „Windkraft“ die frühzeitige Be-
teiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 des Baugesetz-
buches (BauGB) durchzuführen.“  
 
Für die Aufstellung des Sachlichen Teilflächennutzungs-
planes „Windkraft“ der Stadt Lemgo wird die frühzeitige Un-
terrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Zeit 
 
vom 19. Juni 2013 bis 19. Juli 2013 
 
durchgeführt.  
 
Innerhalb dieses Zeitraumes können die Entwurfsunterla-
gen zum Bauleitplanverfahren in der Abteilung Stadtpla-
nung der Stadt Lemgo, Heustr. 36 – 38, an der Aushang-
fläche gegenüber Zi.-Nr. 203, in der Zeit von montags bis 
freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr, sowie montags bis don-
nerstags von 14.00 bis 16.00 Uhr bzw. donnerstags bis 
17.00 Uhr eingesehen werden.  
Es besteht allgemein die Gelegenheit zur Einsichtnahme 
sowie zur Äußerung und Erörterung.  
Gleichzeitig besteht die Möglichkeit der Einsichtnahme und 
Äußerung im Online-Verfahren über die Homepage der 
Stadt Lemgo, www.lemgo.de  
oder direkt über folgenden Link  
http://www.o-sp.de/lemgo/plan/beteiligung.php 
 
 
 
 
 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlich-
keit werden die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 
sowie deren voraussichtliche Auswirkungen öffentlich dar-
gelegt. 
 
Der Geltungsbereich des Sachlichen Teilflächennutzungs-
planes „Windkraft“ umfasst das gesamte Gemeindegebiet 
der Alten Hansestadt Lemgo. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes ist aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
 
Lemgo, den 06.06.2013 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2013 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
249 Bekanntmachung der Wahlbezirkseinteilung 

der Stadt Schieder-Schwalenberg zur Kommu-
nalwahl 2014 

 
Der Wahlausschuss der Stadt Schieder-Schwalenberg hat 
in seiner Sitzung am 23. Mai 2013 gemäß § 4 des Geset-
zes über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-
Westfalen (Kommunalwahlgesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, 509, 
1999 S. 70), in der zurzeit gelten Fassung, für das Stadt-
gebiet Schieder-Schwalenberg die folgende Wahlbe-
zirkseinteilung beschlossen: 
 
Wahlbezirk 1 
Burgweg, Fischerbergstraße, Hainbergstraße, Im Ellern, 
Kahlenbergweg, Ostpreußenstraße, Parkallee, Pommern-
straße, Pyrmonter Straße, Schlesierstraße, Schloßstraße, 
Schulstraße, Unter den Eichen 
 
Wahlbezirk 2 
Am Kurpark, Am Oelberg, Bahnhofstraße, Detmolder Stra-
ße, Domäne, Gewerbeweg, Gripshof, Im Kurpark, Im Nie-
setal, Keßlerstraße, Kirchstraße, Kohlbreite, Noltehof, Oel-
bergstraße, Regelweg, Schweibachstraße, Siekfeld, Wall-
straße 
 
Wahlbezirk 3 
Am Schweibusch, Auf der Mühlenbreite, Bennerbergstra-
ße, Berliner Platz, Korl-Biegemann-Straße, Luisenstraße, 
Schillerstraße, Schwalenberger Straße, Wilhelm-
Beckmeier-Straße,  
 
Wahlbezirk 4  
Beethovenstraße, Brahmsstraße, Goethestraße, Hei-
nestraße, Lessingstraße, Lönsstraße, Mozartstraße, Schu-
bertstraße 
 
Wahlbezirk 5 
Amselweg, Drosselweg, Finkenweg, Gartenstraße, Heide-
weg, Im Emmertal, Kronenbruch, Lange Äckernstraße, 
Meisenweg, Mittelstraße, Nelkenweg 
 
Wahlbezirk 6 
Am Fahrenbusch, Blomberger Straße, Die Helle, Dorfstra-
ße, Kamerun, Rehbergweg, Siekhof, Siekholzer Straße, 
Sonnenstraße, Am  Staudamm, Bergstraße, Braunen-
kampsweg, Brunnenstraße, Fischanger, Im Grund, Schie-
derstraße, Siedlungsweg, Waldweg, Winterbergweg,  
 
Wahlbezirk 7 
Alte Torstraße, Am Bleichberg, Am Burgberg, Am Dohlen-
berg, Am Eikerberg, Am Gänsekamp, Am Oekerberg, 
Brauergildestraße, Burg, Forstweg, Hoffeld, In der Tränke, 
Julius-Müller-Straße, Klingenberg, Kreienberg, Marktstra-
ße, Mengersenstraße, Neue Torstraße, Papenwinkel, Pol-
hof, Ruensieker Straße, Wilhelm-Eichhoff-Straße,  
 
Wahlbezirk 8 
Auf der Höhe, Brinkfeldweg, Friedrich-Eicke-Straße, Gro-
ßer Ort, Hindenburgstraße, Im Mühlenfeld, Kleiner Ort, 
Obere Spitze, Robert-Kämmerer-Straße, Siechenrecke, 
Spitzweg, Unterm Fleck, Volkwinweg, Wienkeweg, Zeiß-
weg 
 
 

 
Wahlbezirk 9 
Am Zollstock, Bennerberg, Eggersberg, Freverts Berg, 
Ringstraße, Ruensiek, Sehlbergstraße, Sportweg, Wien-
kestraße 
 
Wahlbezirk 10 
Am Anger, Am Bohlen, Am Neuen Weg, Am Plaß, Bach-
straße, Feldstraße, Kurze Straße, Lange Straße, Mauer-
straße, Mörthstraße, Mühlenstraße, Obere Straße, Plaß-
weg, Schurenweg, Töllenweg, Triftstraße, Untere Straße, 
Weserstraße 
 
Wahlbezirk 11 
Ahornweg, Am Köllerberg, Auf dem Rott, Blumenstraße, 
Fichtenweg, Ginsterweg, Jagdweg, Kuhstraße, Langen-
grundstraße, Niesetalstraße, Speckangerweg, Stübbeweg, 
Taubenweg, Töllenberg, Wiesenweg 
 
Wahlbezirk 12 
Am Kellerskamp, Am Sonnenhang, Am Wasserhäuschen, 
Bombergstraße, Brenkerfeldstraße, Germanenweg, Gras-
weg, Heckenweg, Hessenfeld, Holterbergweg, Im Busch, 
Maiweg, Mittlerer Bomberg, Oberer Bomberg, Riesenberg, 
Steinheimer Straße, 
 
Wahlbezirk 13 
Am Ferling, Am Kirchborn, Flurstraße, Hauptstraße Haus-
nummern 1 bis 19, Hohler Weg, Im Bruch, Kastanienweg, 
Kornstraße, Niederhof, Seeblick, Waldstraße, Zaunstraße,  
 
Wahlbezirk 14 
Am Schlagberg, Auf der Mesche, Birkenweg, Breslauer 
Straße, Fliederweg, Friedenstalstraße, Hauptstraße Haus-
nummern 20 bis 42, Im Winkel, Klockenfeldstraße, Königs-
berger Straße, Lindenstraße, Nessenberg, Parkstraße, Ro-
senweg, Tulpenstraße 
 
Die Wahlbezirkseinteilung wird hiermit gemäß § 6 des 
Kommunalwahlgesetzes öffentlich bekannt gegeben.  
 
Schieder-Schwalenberg, den 27. Mai 2013  
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Wahlleiter 
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister 
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Gemeinde Schlangen 
 
250 Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. S 3.1 

der Gemeinde Schlangen, Gebiet zwischen 
Kohlstädter Straße und Detmolder Straße im 
OT Schlangen (Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. S 3) 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
29. März 2012 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat, gemäß §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV.NW. S. 666 – SGV. NW. 2023), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. 
S 271) i. V. m. § 2 (2) und (4) sowie § 10 des Baugesetz-
buches in der Neufassung vom 23. September 2004 
(BGBI. I. S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des Geset-
zes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I. S. 1509) den Bebauungs-
plan Nr. S 3.1 der Gemeinde Schlangen, Gebiet zwischen 
Kohlstädter Straße und Detmolder Straße im OT Schlan-
gen (Änderung des Bebauungsplanes Nr. S 3) mit Text und 
Begründung als Satzung beschlossen. 

 
Das Schriftwerk zum Bebauungsplan wird zur Einsicht im 
Bauamt der Gemeinde Schlangen, Im Dorfe 2, 
33189 Schlangen, während der Dienstzeiten bereitgehal-
ten. Der vorstehende Satzungsbeschluss wird ortsüblich 
öffentlich bekannt gemacht. Mit der Bekanntmachung tritt 
nach § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) der Be-
bauungsplan Nr. S 3.1 der Gemeinde Schlangen, Gebiet 
zwischen Kohlstädter Straße und Detmolder Straße im OT 
Schlangen (Änderung des Bebauungsplanes Nr. S 3) in 
Kraft. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
 
Für die genaue Umgrenzung sind die in den Bebauungs-
planunterlagen vorgenommenen Grenzeintragungen ver-
bindlich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches tritt mit Vollzug 
dieser Bekanntmachung der Bebauungsplan Nr. S 3.1 der 
Gemeinde Schlangen, Gebiet zwischen Kohlstädter Straße 
und Detmolder Straße im OT Schlangen (Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. S 3) in Kraft. 
 
Planwerk- und Schriftwerk zum Bebauungsplan werden zur 
Einsicht im Bauamt der Gemeinde Schlangen, Im Dorfe 2, 
33189 Schlangen, während der Dienstzeiten zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in 

§ 214 Abs. 1 Nummern 1 und 2 des Baugesetzbuches 
verzeichneten Verfahrens- und Formvorschriften un-
beachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde 
Schlangen geltend gemacht worden ist. 

 
Mängel der Abwägung sind gem. § 215 Abs. 1 Nr. 2 
des Baugesetzbuches ebenfalls unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb von 7 Jahren seit dieser Bekannt-
machung gegenüber der Gemeinde Schlangen schrift-
lich geltend gemacht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Form- oder 
Verfahrensvorschriften oder den Mangel der Abwä-
gung begründen soll, ist darzulegen. 
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschä-
digung von durch den Bebauungsplan eintretenden 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-

ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- 
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-

über der Gemeinde Schlangen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Schlangen, den 21. Mai 2013 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 
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Landesverband Lippe 
 
251 32. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung der 

Verbandsversammlung in der 15. Wahlperiode 
2009 – 2014, des Landesverbandes Lippe, am 
12.06.2013 um 15:00 Uhr in der Schlossstra-
ße18, 32657 Lemgo 

 
Tagesordnungspunkte 
 

A. Öffentlicher Teil 
 
 1.   Niederschrift über die 31. Sitzung der Verbands-

versammlung - öffentlicher Teil - in der 15. Wahl-
periode der Verbandsversammlung am 
08.05.2013 

  
 2.   Anfragen der Mitglieder der Verbandsversamm-

lung 
  
 3.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
  
 4.   Stellenausschreibung; Besetzung der Stelle Ver-

bandskämmerin/Verbandskämmerer  
  
 5.   Neufassung der Geschäftsordnung der Ver-

bandsversammlung des Landesverbandes Lippe 
vom 13.04.1973 

  
B. Nichtöffentlicher Teil 
 

 6.   Niederschrift über die 31. Sitzung der Verbands-
versammlung - nichtöffentlicher Teil - in der 15. 
Wahlperiode der Verbandsversammlung am 
08.05.2013 

  
 7.   Anfragen der Mitglieder der Verbandsversamm-

lung 
  
 8.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
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252 Sitzung des Hauptausschusses am 12.06.2013 
 
Die 12. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Hauptaus-
schusses in der 15. Wahlperiode des Landesverbandes 
Lippe findet 
 
am: Mittwoch, 12.06.2013, 15:30 Uhr 

– im Anschluss an die Ver-
bandsversammlung 

 
statt. 
 
Sitzungsort: Landesverband Lippe, Schloss 

Brake, Schlossstr. 18, 32657 
Lemgo, Sitzungssaal 

 
Tagesordnung 
 
Tagesordnungspunkte 
 

A. Öffentlicher Teil 
 
 1.   Niederschrift über die 11. Sitzung des Hauptaus-

schusses - öffentlicher Teil - in der 15. Wahlperi-
ode der Verbandsversammlung am 20.03.2013 

  
 2.   Anfragen von Ausschussmitgliedern 
  
 3.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
  
 4.   Neukonzeption Weserrenaissance-Museum 

Schloss Brake  
  
 5.   Konzept „Kulturagentur“ 
  
 6.   Lippische Forstgeschichte  
  

B. Nichtöffentlicher Teil 
 

 7.   Niederschrift über die 11. Sitzung des Hauptaus-
schusses - nichtöffentlicher Teil - in der 15. 
Wahlperiode der Verbandsversammlung am 
20.03.2013 

  
 8.   Anfragen von Ausschussmitgliedern 
  
 9.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
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